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Hat es bei der Flutkatastrophe 
ein systemisches Versagen gege-
ben? Dazu sind Untersuchungs-
ausschüsse in den Landtagen und 
auch im Bundestag notwendig, 
um das Versagen in der Alar-
mierung, der Warnung und der 
Evakuierung anzusprechen. Im 
Wahlkampf haben jedoch alle 
Parteien kein wirkliches Inter-
esse, sich mit schonungsloser 
Analyse auseinanderzusetzen. 
Erst wenn die Koalitionsverhand-
lungen abgeschlossen sind, wird 
Klartext geredet werden müssen. 
Dieser darf dann aber nicht zu 
knapp ausfallen. Die föderalen 
Strukturen waren in der Krise 
nicht hilfreich, aber eine Zentral-
funktion des Bundes wäre ebenso 
wenig hilfreich. 
Viel zu viele Behörden haben ihre 

eigenen Zuständigkeiten definiert 
und sie zu anderen abgegrenzt. So 
lässt sich eine Krise aber nicht be-
wältigen. Immer wieder – und das 
mit Recht – wird Helmut Schmidt 
in der Hamburger Hochwasser-
katastrophe als Vorbild gesehen. 
Er hat sich über vieles hinweg-
gesetzt, etwa mit dem damaligen 
Einsatz der Bundeswehr in der 
Hansestadt. Wo war in der Hoch-
wasserflut an der Ahr und der 
Eifel eine solche Persönlichkeit 
zu sehen? Man kann den ein-
zelnen Behörden ihre Neigung, 
sich nur auf ihre Zuständigkeiten 

zurückzuziehen, nicht vorwerfen. 
Diese sind so vorgesehen. Doch 
es fehlt an Persönlichkeiten, die 
in der Krise Zuständigkeitsgren-
zen auch einmal überschreiten, 
sie durchbrechen und Führung 
übernehmen. 
Dabei war alles vorher deutlich 

und mehrfach formuliert, was 
hätte geschehen müssen, so-
wohl bei der Pandemie als auch 
bei Hochwassern. Zum einen im 
Abschlussbericht der Länder-
übergreifenden Katastrophen-
schutzübung LÜKEX 2007, zum 
anderen in einem Bericht des 
Robert Koch-Instituts (RKI) an 
den Bundestag 2012. Die Emp-
fehlungen bezogen sich vor allem 

auf die Vorsorge für den Ernstfall, 
hätten also Resilienz geschaffen. 
Bekanntermaßen wurden alle 
Empfehlungen in den Wind ge-
schlagen. Die Rechtfertigung in 
Regierungen und Parlamenten: 
die Wahrscheinlichkeit eines in 
den Berichten beschriebenen 
Ereignisses läge bei mehreren 
hundert Jahren. Also nichts für 
jetzt und gleich. 
Aber Deutschland und Europa 

müssen sich vorbereiten. Der 
schlimmste Katastrophenfall – 
so die einhellige Meinung aller 
Experten – wäre ein Blackout. Ein 
totaler Stromausfall, ausgelöst 
durch eine Cyber-Attacke, einen 
Anlagenbrand oder eine extreme 

Instabilität im Netz. Es hat in den 
vergangenen Jahren bereits einige 
Situationen gegeben, wo wir kurz 
vor einem Stromausfall standen, 
wie Netzbetreiber berichten. Bis 
zu hundert Mal mussten diese 
aktiv eingreifen, um einen Netz-
zusammenbruch zu vermeiden. 
Der Black Out wird kommen, nur 
wann bleibt offen.
Wenn der Strom ausfällt, geht 

nicht nur das Licht aus. Elekt-
risch betrieben wird die Wasser-
versorgung, die Kassen und Türen 
der Supermärkte, die Verkehrs-
steuerung, so ziemlich alles. Hier-
zu gibt es nicht nur den Bestsel-
ler, “Blackout” von Marc Elsberg, 
sondern auch tatsächliche Fälle. 

New York hat einen Stromausfall 
erlebt. München ebenfalls, wenn 
auch nur mit kurzer Dauer. Die 
Flut an der Ahr und der damit 
einhergegangene längere Strom-
ausfall gibt eine geringe Ahnung 
davon, was es landesweit bedeu-
ten würde, wenn Kommunikati-
on, Wasser, Wärme und letztlich 
auch Lebensmittel nicht mehr 
zur Verfügung stünden.
Um gewappnet zu sein, sollte 

eine neue Bundesregierung in 
der 20. Legislaturperiode das 
Thema Resilienz auf die Tages-
ordnung setzen. Was für 90 Ta-
ge Überleben bei verschiedenen 
Katastrophenlagen notwendig 
sein wird, soll nun in zentralen 
Lagern bevorratet werden, doch 
ohne Steigerung der Resilienz 
jedes Einzelnen und jedes Haus-
halts wird es nicht gehen. Das 
bedeutet eine Änderung des Le-
bensstils. Resilienz zu erreichen 
wird schwierig bis unwahrschein-
lich, bleibt es ein politisches Ge-
schäft, auch deswegen weil es 
unpopulär ist, den Menschen 
Bevorratung wie zu Omas Zei-
ten vorzuschreiben. Ein Versuch 
wäre es dennoch wert. Das BBK 
hat dazu Vorschläge unterbreitet: 
das Thema gehört in die Schule. 
Das Hamstern von Klopapier und 
Nudeln beim Corona-Ausbruch 
zeigt: das Vorratsbewusstsein 
ist da. 

Wieder hamstern
Pandemie als eine Realübung für weitere Katastrophen

(BS/Uwe Proll) Krisen offenbaren Schwächen: Resilienz, Redundanz, politische Führung und das Verhalten der Bevölkerung. Das gilt nicht nur für die Corona-Pandemie, sondern 
auch für die Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz und NRW. Daher stellt sich die Frage, was nach der Bundestagswahl die neue Regierung anstreben wird. Und: Wie sind wir besser 
vorbereitet auf die nächste Katastrophe?

Keine Kosten deckung 
beim ÖPNV
(BS/mj) Laut Bericht der Bun-
desregierung über die Entwick-
lung der Kostendeckung im Öf-
fentlichen Personennahverkehr 
werden weniger als die die Hälfte 
der Betriebskosten der Unter-
nehmen des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) durch 
Einnahmen aus dem Verkauf von 
Fahrscheinen gedeckt. Lediglich 
durch öffentliche Leistungen sei 
eine Kostendeckung erreichbar. 
Im Jahr 2018 wurden demnach 
lediglich 41,5 Prozent der Ge-
samtkosten aller Unternehmens-
formen des ÖPNV aus dem Ver-
kauf von Fahrscheinen finanziert. 
2016 waren es noch 48,8 Prozent 
und 2014 46,8 Prozent. Die fi-
nanzielle Unterstützung seitens 
aller Gebietskörperschaften im 
Jahr 2018 belief sich laut Bericht 
auf rund 19,1 Milliarden Euro. 
Davon wurden rund 12,8 Milli-
arden Euro vom Bund, rund 3,3 
Milliarden Euro von den Ländern 
und rund 3,0 Milliarden Euro 
von den Kommunen aufgebracht. 

Thüringen tritt  
OZG-Verbund Mitte bei 
(BS/lma) Thüringen ist als viertes 
Bundesland dem OZG-Verbund 
Mitte beigetreten. Durch den Bei-
tritt erhoffen sich die Verantwort-
lichen des Bundeslandes eine 
Vereinfachung bei der Nachnut-
zung von EfA-Leistungen und 
eine Komplettierung des Ange-
bots für Thüringer Kommunen 
bei der OZG-Umsetzung. Zudem 
könne man durch gemeinsame 
Initiativen der Länder des OZG-
Verbundes wichtige Impulse für 
die föderale OZG-Umsetzung 
setzen. Thüringen plant im Zu-
sammenhang mit dem Beitritt, 
auch die Plattform Civento des 
kommunalen IT-Dienstleistungs-
unternehmens ekom21 zu nutzen. 
Gegründet wurde der Verbund im 
November 2020 vom Saarland, 
Hessen und Rheinland-Pfalz. Ziel 
der Bundesländer ist es, bei der 
Digitalisierung von Verwaltungs-
leistungen verstärkt zu koope-
rieren.

Schutzschirm für Kom-
munen gefordert
(BS/bk) Mehr als 500 kom-
munale Personalräte von Ver-
di fordern im Hinblick auf die 
Bundestagswahl von allen Kanz-
lerkandidaten ein Hilfspaket für 
Kommunen. Das Paket müsse 
für 2021 und die kommenden 
Jahre geschnürt werden. Die 
Personalräte gehen für das Jahr 
2021 von einem Einnahmedefizit 
von über neun Milliarden Euro 
aus. Außerdem müsse die Fi-
nanzkraft der Kommunen durch 
einen Altschuldentilgungsfonds 
wiederhergestellt werden. Zudem 
fordern die Vertreter, dass die 
Sozialausgaben, die in Bundes-
gesetzen festgeschrieben sind, 
auch vom Bund übernommen 
und die öffentlichen Einnahmen 
verstetigt werden müssen.    Königsmacher

Kommentar

Einen Schritt nach dem anderen tun
(BS) Nach jeder kleineren und größeren Katastrophe oder Krise beginnt in Deutschland das wohl beliebteste 
Gesellschaftsspiel seit der Staatswerdung: die Suche nach der oder dem Schuldigen. Ob nun in Afghanistan, bei 
der Flutkatastrophe oder der Corona-Pandemie, die häufig alles beherrschende Frage lautet: “Wer hat Schuld?” 
Erst danach kommt die Frage “Warum hat das System oder haben die Maßnahmen versagt?” 

Gerade bei der Flutkatastrophe 
lassen sich das schwierige Ver-
hältnis von Behörden und dem 
Umgang mit Fehlern beobachten. 
Noch während die Rettungs- und 
Bergungsarbeiten liefen, kam die 
Forderung auf, dass sich der Ka-
tastrophenschutz grundlegend 
ändern müsse. Gleichzeitig wurde 
in der Öffentlichkeit schon nach 
dem Schuldigen gesucht. 
Nehmen wir das Thema War-

nung der Bevölkerung: Das Aus-
maß des Schadens stand kaum 
fest. Da schlug eine Wissenschaft-
lerin des European Flood Awa-
reness Systems (EFAS) auf die 
deutschen Behörden ein. Diese 
hätten die frühzeitige Warnung 
des EFAS ignoriert. Die Bundes-
behörden wiesen alle Schuld von 
sich und zeigten auf die Länder. 
Die wiederum traten nach un-
ten auf die kommunale Ebene. 
Als dann noch die gegenseitige 
Schuldzuweisung durch staats-

anwaltschaftliche Ermittlungen 
begleitet wurde, setzte der Ver-
teidigungsreflex bei wirklich allen 
beteiligten Stellen ein. Die Angst 
vor dem Eingestehen eigener Feh-
ler ist dann besonders groß.
Ein effektiver Umgang mit Feh-

lern sieht anders aus. Doch lässt 
sich dieses Muster im gleichen 
Maße in der Bearbeitung des 
behördlichen Handelns in der 
Corona-Pandemie, nach jedem 
Anschlag und nach jeder Natur-
katastrophe wiederfinden. Das 
Bedürfnis nach einfachen Ant-
worten ist verständlicherweise 
groß. Dennoch: Bei jeder zeitkriti-
schen und unbekannten Krisen-
situation unterlaufen Fehler. Das 
ist menschlich. Auf dem Versagen 
im Krisenmanagement von ande-
ren herumzureiten und nur mit 
dem Finger darauf zu zeigen, ist 
für eine lernende Gesellschaft 
nicht zuträglich. Dies bedeutet 
nicht, dass keine Fehler öffentlich 

gemacht werden dürfen oder dass 
Handeln nicht kritisiert werden 
darf. Eine Fehleranalyse nach 
Katastrophen ist wichtig. Nur 
durch eine genaue Erfassung der 
Fehler können sich Menschen, 
Behörden und Systeme weiterent-
wickeln. Es braucht eine gesunde 
Fehlerkultur in der deutschen 
(Behörden-) Landschaft, denn 
die Angst vor Fehlern kann neues 
und innovatives Handeln verhin-
dern. Es wäre fatal, wenn durch 
eine öffentliche Schuldsuche Ge-
spräche über Lessons Learned 
und Verbesserungsmöglichkeiten 
nicht mehr stattfinden würden. 
Sollte nach der Fehleranalyse 
herauskommen, dass jemand 
mutwillig und wider besseres 
Wissen Fehler gemacht hat, hat 
man immer noch seinen Schul-
digen gefunden. Wichtig dabei 
ist: erst die Analyse, dann zur 
Rechenschaft ziehen.
 Bennet Klawon

Das Anlegen von Vorräten wurde lange belächelt. Dann kam die Corona-Pandemie und als Erstes wurden von der Bevöl-
kerung Nudeln und Klopapier gekauft.  Foto: BS/milanchikov, stock.adobe.com
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Das betont auch der Bran-
denburger Innenminister 

Michael Stübgen (CDU). Eben-
so wichtig sei eine ressortüber-
greifende Stabsarbeit. Denn 
Katastrophen könnten nur von 
mehreren Akteuren gemeinsam 
bewältigt werden. Außerdem wür-
den sich Helfer im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz künftig 
mit immer komplexeren Lagen 
auseinandersetzen müssen, pro-
gnostizierte Stübgen. Um diese 
bewältigen zu können, brauche 
es eine moderne, zeitgemäße 
Ausstattung.
Hier sei an einigen Stellen 

aber noch etwas zu tun, so der 
CDU-Politiker auf dem Brand- 
und Katastrophenschutztag des 
Behörden Spiegel in Potsdam. 
Kommunikationsnetzwerke 
müssten künftig gestärkt und 
weiter gehärtet werden, um 
ausfallsicherer zu sein. Bran-
denburg baue hier ein eigenes 
Krisenkommunikationssystem 
auf, in das auch die Kommunen 
einbezogen werden sollen. Die 
Errichtung des Systems werde 
aber noch einige Jahre dauern 
und teuer werden, räumte der 
Innenminister ein.
Applikationen zur Warnung der 

Bevölkerung sowie Cell Broad-
cast könnten in diesem Kontext 
ebenfalls nur der Anfang sein, 
meint der Geschäftsführer der 
DigitalAgentur Brandenburg, 
Dr. André Göbel. Nötig sind aus 

seiner Sicht digitale Plattformen, 
die die koordinativen Herausfor-
derungen disruptiver Einschläge 
meistern könnten. Insgesamt sei 
die Digitalisierung ein mächtiges 
Hilfsmittel, um auf örtlicher Ebe-
ne resilienter zu werden und Ka-
tastrophenlagen zu bewältigen, 
zeigte er sich überzeugt.

Mehr Einheitlichkeit wäre 
wünschenswert
Hilfreich sein könnten auch 

eine gemeinsame Geobasis und 
Geodateninfrastruktur, erläu-
terte Andreas Hensel von der 
Stabsstelle BOS in der Abtei-
lung für öffentliche Sicherheit 
und Ordnung, Polizei und Ord-
nungsrecht sowie Kriminalprä-
vention im Brandenburger In-
nenministerium. Denn wenn sie 
existierten, seien zum Beispiel 
eine einfachere und schnellere 
Erkennung munitionsbelaste-
ter Flächen, Echtzeitlagebilder 
sowie eine bessere Positions-
ermittlung von Einsatzkräften 
möglich. 

Momentan sei die Geodatenin-
frastruktur (GDI) im BOS-Umfeld 
technisch jedoch noch äußerst 
heterogen und nicht auf eine zen-
trale und ressortübergreifende 
Informationsbasis ausgerichtet, 

bemängelte Hensel. Auch werde 
noch zu oft auf Einzellösungen 
gesetzt. Zudem finde kein BOS-
übergreifender Austausch von 
Geodaten – idealerweise sogar in 
Echtzeit – statt. Um einen solchen 

zu ermöglichen, brauche es eine 
gemeinsame zentrale GDI-BOS. 
Sie ermögliche zum einen eine 
ressortübergreifende Vernetzung. 
Zum anderen könne über sie eine 
Georedundanz erzielt werden, 
die momentan nicht existiere, 
und eine bessere Informations-
grundlage für Einsatzsituationen 
geschaffen werden. Außerdem 
wäre die Integration neuer mo-
biler und innovativer Anwen-
dungen möglich, erläuterte der 
Mitarbeiter des Potsdamer Minis-
teriums. Zu einer GDI-BOS für 
Brandenburg bestünden bereits 
ein Fachkonzept, ein Whitepa-
per für die Entscheidungsträger 
sowie die technischen Anforde-
rungen. Eine erste Pilotphase für 
das Vorhaben, das nicht Teil des 
Projektes “Polizei 2020” ist, solle 
im kommenden Jahr starten, 
kündigte Hensel an.

Katastrophenschutz 
 besonders gefordert
Eine derartige Lösung könnte 

dann möglicherweise auch bei 
Hochwasserlagen helfen. Proble-
matisch ist dabei vor allem, dass 
es bei Hochwasser infolge von 
Starkregen nur kurze Vorwarn-
zeiten gibt. Eine solche Situation 
könne immer und überall, also 
auch fernab von Flüssen, auftre-
ten, warnte die Abteilungsleite-
rin Wasser und Bodenschutz im 
Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz des 
Landes Brandenburg, Anke Herr-
mann. Sie stellten daher eine 
besondere Herausforderung für 
den Katastrophenschutz dar, 
zumal technische Anlagen zum 
Hochwasserschutz nicht belie-
big groß dimensioniert werden 
könnten. 
Und die Gefahren würden künf-

tig eher zunehmen, prognostizier-
te Herrmann. Denn aufgrund des 
Klimawandels würden auch in 
der Mark Häufigkeit und Inten-
sität von Starkregenereignissen 
zunehmen. Aus diesem Grunde 
seien Investitionen in und die 
landesweite Instandhaltung von 
Hochwasserschutzanlagen eine 
Daueraufgabe der Daseinsvorsor-
ge. Aber nicht nur die öffentliche 
Hand sei hier gefordert. Auch die 
private Hochwasserprävention, 
die Wetterwarnungen sowie die 
kommunale Flächenvorsorge 
müssten verbessert werden.

Zahlreiche Waldbrände zu 
bewältigen
Auch bei Waldbränden könnte 

eine GDI möglicherweise helfen. 
Denn Brandenburg ist durch sie 
stark gefährdet. 2020 habe es in 
der Mark insgesamt 287 Vegeta-

tionsbrände gegeben, bei denen 
115 Hektar Fläche betroffen ge-
wesen seien. In diesem Jahr seien 
es bislang 148 Brände mit einer 
betroffenen Fläche von 34 Hektar 
gewesen. Diese Zahlen nannte der 
Brandenburger Landesbranddi-
rektor Michael Koch. Um effektiv 
gegen sie vorgehen zu können, 
brauche es unbedingt eine stabile 
und nachhaltige Löschwasserver-
sorgung. Diese müsse frühzeitig 
geplant und aufgebaut werden. 
Ebenso hilfreich seien Hochleis-
tungspumpen, große Wasserbe-
hälter für Löschhubschrauber 
sowie spezielle Tanklöschfahr-
zeuge, unterstrich er. 
Die Kräfte des Katastrophen- 

und Bevölkerungsschutz unter-
stützen könnten zudem hybride 
Brennstoffzellensysteme, findet 
Christian Rucker vom Unter-
nehmen SFC. Hilfe könne auch 
von der Bundeswehr kommen, 
erklärte Oberst Olaf Detlefsen, 
Kommandeur des Landeskom-
mandos Brandenburg. 

Bundeswehr nur subsidiär tätig
Allerdings sei die Truppe in Ka-

tastrophenfällen nur die dritte 
Unterstützungsebene und werde 
nur subsidiär tätig. Die Soldaten 
würden nur insoweit und nur 
so lange tätig sein, wie die not-
wendigen zivilen Ressourcen zur 
Lagebewältigung nicht in aus-
reichendem Maße oder mit den 
erforderlichen Fähigkeiten zur 
Verfügung stünden. 
Im Ernstfall könne die Bun-

deswehr jedoch auch Soforthilfe 
mit unmittelbar vor Ort vorhan-
denen Ressourcen leisten oder 
nach einem Eilverfahren Un-
terstützung bereitstellen. Dabei 
könnte jedes der bundesweit 16 
Landeskommandos – über das 
Kommando Territoriale Aufga-
ben der Bundeswehr mit Sitz 
in Berlin – auf alle Fähigkeiten 
und Kapazitäten der Streitkräfte 
zugreifen.
Aus Sicht von Landespolitikern 

ist Brandenburg im Bereich des 
Katastrophenschutzes jedoch 
recht gut aufgestellt. Das gelte 
unter anderem für die Bekämp-
fung von Waldbränden, meint 
der Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion, Uwe Adler. Ähn-
lich äußert sich Heiner Klemp 
von Bündnis 90/Die Grünen. 
Er sieht gleichzeitig jedoch noch 
Verbesserungsbedarf. So müsse 
die Gefahrenanalyse des Landes 
auf den neuesten Stand gebracht 
werden. Zudem sollten auch 
auf Bundes- und Landesebene 
verstärkt eigene Lagebilder er-
stellt werden, um Kommunen 
im Ernstfall effektiv beraten und 
Bedrohungen rechtzeitig selbst 
erkennen zu können. Hier brau-
che es dringend Redundanzen, 
findet Klemp. Aus Adlers Sicht 
wiederum sollte über eine Zen-
tralstellenfunktion des Bundes-
amtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) 
nachgedacht werden. Für diese 
ist jedoch eine Grundgesetzän-
derung erforderlich.

Kommunikation muss funktionieren
Katastrophen machen rasches Handeln erforderlich

(BS/Marco Feldmann) Um Großschadenslagen und Katastrophen effektiv bewältigen zu können, braucht es unter anderem eine funktionierende 
Einsatzkommunikation. Hier sei auch ein einheitliches Einsatzleitsystem in allen beteiligten Leitstellen vonnöten. Denn in derartigen Situationen 
geht es vor allem um schnelles Reagieren durch die Kräfte der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), insbesondere im 
nichtpolizeilichen Bereich. 
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Behörden Spiegel: Was steckt 
hinter dem Namen Sokapi-R?

Dr. Tim Lukas: Sokapi-R ist das 
Akronym unseres Forschungs-
projekts “Entwicklung eines 
Sozialkapital-Radars für den 
sozialraumorientierten Bevöl-
kerungsschutz”, das wir am Lehr-
stuhl für Bevölkerungsschutz, 
Katastrophenhilfe und Objekt-
sicherheit an der Uni Wuppertal 
durchführen. Das Projekt wird 
seit August über eine Laufzeit von 
drei Jahren durch das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) gefördert 
und begleitet. Am Projekt beteiligt 
sind auch eine Reihe weiterer 
Partner, wie z. B. der Verband 
für sozial-kulturelle Arbeit und 
das Generalsekretariat des Deut-
schen Roten Kreuzes (DRK).

Behörden Spiegel: In welchem 
Zusammenhang stehen das so-
ziale Kapital und der Bevölke-
rungsschutz?

Bo Tackenberg: Der Wert von 
sozialem Kapital drückt sich in 
den Verbindungen aus, die man 
mit anderen Menschen eingeht, 
d. h. im sozialen Zusammenhalt, 
der zwischen Menschen inner-
halb einer Gemeinschaft besteht. 
Wir können in allen Lebenslagen 

von den Beziehungen zu unseren 
Mitmenschen profitieren, etwa 
durch “Vitamin B” bei der Karri-
ereplanung oder der Wohnungs-
suche, bei kleineren und größeren 
Gefälligkeiten im Alltag. Indem 
soziales Kapital dazu beiträgt, 
dass sich Menschen gegenseitig 
Hilfe leisten, bildet es aber auch 
das Fundament für die Herausbil-
dung von lokalen Unterstützungs-
gemeinschaften im Krisen- und 
Katastrophenfall. In der Katas-
trophenforschung wird soziales 
Kapital daher als ein wesentli-
ches Element einer resilienten 
Bevölkerung betrachtet. Resilienz 
entsteht aber nicht im luftleeren 
Raum, sondern vorrangig dort, 
wo die Menschen sich kennen.

Lukas: In Krisen und Katas-
trophen sind Nachbarinnen und 
Nachbarn häufig die ersten, die 
am Ort des Geschehens Hilfe 
leisten. In der Covid-19-Pande-
mie kann man sehen, welchen 
Beitrag nachbarschaftliche Hilfe 
zur Bewältigung von Krisen und 
Katastrophen leistet. Nachbarin-
nen und Nachbarn übernehmen 
Einkäufe und andere Erledigun-
gen für besonders vulnerable 
Personen, engagieren in der Kin-
derbetreuung oder führen den 
Hund aus. Die Erfahrungen zei-
gen, dass die Grundlagen dieser 

Unterstützungsleistungen bereits 
im alltäglichen Miteinander von 
Nachbarschaften gelegt werden.

Behörden Spiegel: Was wollen 
Sie konkret machen?

Lukas: Zentrales Anliegen des 
Projekts ist die Entwicklung ei-
nes Sozialkapital-Radars, mit 
dem sich das soziale Kapital, also 
die Unterstützungsbereitschaft 
von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern in ihren Wohnquartieren, 
identifizieren und nachvollziehen 
lässt. Wir entwickeln das Radar 
am Beispiel der Stadt Wupper-
tal und werden uns zunächst 
sehr intensiv mit den sozialen 
Strukturen in den einzelnen 
Stadtquartieren beschäftigen. Im 
kommenden Jahr soll dann eine 
große, mehrsprachig umgesetzte 
Bevölkerungsbefragung stattfin-
den, in der wir über Fallbeschrei-
bungen das Bevölkerungsverhal-
ten in Krisen und Katastrophen 
und die Wahrnehmung des so-
zialen Zusammenhalts in der 
Nachbarschaft erfragen werden. 
Darüber hinaus werden wir In-
terviews und Workshops mit 
Akteurinnen und Akteuren der 
Nachbarschaftsarbeit, des frei-
willigen Engagements und natür-
lich des Katastrophenschutzes 
durchführen.

Tackenberg: Die Ergebnisse 
fließen dann in ein GIS-basier-
tes Dashboard, so ähnlich wie 
das, das man vom Blick auf 
die Inzidenzzahlen des Robert 
Koch-Instituts (RKI) kennt. Das 
Dashboard soll Städte dabei un-
terstützen besonderen Hand-
lungsbedarf zu identifizieren, 
Zusammenhalt und Engagement 
quartiersbezogen noch vor Ein-
treten einer Krise oder Katas-
trophe zu fördern.

Behörden Spiegel: Was soll 
am Ende des Projekts entstehen?

Tackenberg: Neben dem Dash-
board werden wir auf Basis der 
Projektergebnisse Rahmenemp-
fehlungen für die Risikoanalyse im 
Bevölkerungsschutz formulieren, 
die die Identifikation und Nach-
vollziehbarkeit von kollektiven 
Anpassungsprozessen und Un-
terstützungsleistungen in unter-
schiedlichen Krisen und Katast-
rophenlagen ermöglichen sollen.

Behörden Spiegel: Welchen Nut-
zen sollen Katastrophenschutzor-
ganisationen und Kommunen aus 
den Ergebnissen ziehen?

Lukas: Wir wollen mit dem 
Projekt einen Beitrag zu einem 
sozialraumorientierten Bevölke-
rungsschutz leisten. Es geht uns 
darum, Katastrophenschutzorga-
nisationen und Kommunen enger 
zu vernetzen und bei der Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts im 
Wohnquartier zu unterstützen. 
Im Bevölkerungsschutz erfordert 
das ein Umdenken hin zu einer 
stärkeren Alltagsorientierung. 
Hilfs- und Katastrophenschutz-
organisationen können sich ver-
stärkt im sozialen Nahraum von 
Stadtquartieren und Nachbar-
schaften einbringen, um noch 
vor Eintreten krisenhafter Ereig-
nisse mehr darüber zu erfahren, 
welche kollektiven Kapazitäten 
der Krisenbewältigung es vor Ort 
gibt. Im Sinne einer resilienten 
Bevölkerung können Katastro-
phenschutzorganisationen und 
Kommunen diese Ressourcen 
gezielt fördern.

“Resilienz entsteht nicht im luftleeren Raum”
Forschungsprojekt zur Resilienz der Bevölkerung gestartet 

(BS) Eine Nachbarschaft, die sich kennt und gegenseitig stützt, ist resilienter als eine, in der keine Hilfsbereitschaft vorherrscht. Dies hat die 
Corona-Pandemie eindrücklich gezeigt. Die Soziologen Dr. Tim Lukas und Bo Tackenberg von der Universität Wuppertal wollen in einem Projekt 
diese Resilienz näher untersuchen und daraus Rahmenempfehlungen für den Bevölkerungsschutz entwickeln. Was Sie konkret vorhaben und 
welchen Nutzen die Untersuchung haben soll, erklären sie im Interview. Die Fragen stellte Bennet Klawon. 

Dr. Tim Lukas (links) ist Akademischer Rat im Fachgebiet Bevölkerungsschutz, Katastrophenhilfe und Objektsicherheit an 
der Bergischen Universität Wuppertal. Bo Tackenberg ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Forschungsprojekt Sokapi-R. 

Fotos: BS/Tackenberg

Brandenburgs Innenminister Michael Stübgen (CDU, links im Bild) unterstrich 
die Bedeutsamkeit einer funktionierenden Einsatzkommunikation und der 
Kommandeur des Landeskommandos Brandenburg der Bundeswehr, Oberst 
Olaf Detlefsen (rechts), erläuterte die Hilfs- und Unterstützungsangebote der 
Streitkräfte in Katastrophenlagen. Fotos: BS/Feldmann

(BS/bk) Eine Förderung eines 
EU-Katastrophenschutzzent-
rums am Standort Welzow/Senf-
tenberg in Brandenburg ist durch 
EU-Mitteln ausgeschlossen. Zu 
diesem Ergebnis kommt ein vom 
Land beauftragtes Gutachten. Es 
sollte ein Konzept erstellt werden, 
das zur Einwerbung von Förder-
geldern der EU dienen könnte. 
Der Standort könne aber nicht 
über rescEU gefördert werden. 
Zwar könne keine EU finanzier-
te Ansiedlung realisiert werden, 
aber die Voraussetzungen für 
andere katastrophenschutztech-
nischen Ansiedlungen seien ge-
geben. 
Der Standort Welzow/Senften-
berg habe eine gute Ausgangslage 
für eine weitere Entwicklung im 
Bereich des Katastrophenschut-

zes. Es würden sich zwei Alterna-
tiven anbieten.Zum einen könnte 
an diesem Standort ein Kompe-
tenz- und Wirtschaftsclusters 
Katastrophenschutztechnologie 
aufgebaut werden. Dazu müsse 
eine Clusterstrategie mit den zu-
ständigen Ressorts, Kommunen, 
Wissenschaftseinrichtungen und 
regionalen Wirtschaftsakteuren 
entwickelt werden. 
Es könnte aber auch eine Ka-
tastrophenschutzeinrichtung 
ohne EU-Beteiligung mit dem 
Schwerpunkt eines Kompetenz- 
und Trainingszentrums für reali-
tätsnahe Aus- und Weiterbildung 
angestrebt werden. Dabei könnte 
ein Feuerwehrtechnisches Zen-
trum in Kooperation mit einer 
privatrechtlich geführten Ein-
richtung etabliert werden.

Kein EU-Katastrophenschutzzentrum, aber…
 MELDUNGEN
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